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Wer wird gewählt?
Gewählt werden die Abge-

ordneten für das europäische 
Parlament. Jedem der 25 Mit-
gliedsstaaten steht gemäß der 
Bevölkerungszahl eine ent-
sprechende Anzahl von Sitzen 
zu. Deutschland als bevölke-
rungsreichster Staat wird 99 
Parlamentarier/innen stellen. 
Neben Luxemburg brauchte 
Deutschland als einziger der 
„alten“ 15 Staaten keine Sitze 
zugunsten der zehn Beitritts-
länder abgeben. Insgesamt 
wird das neue Europa-Parla-
ment aus 732 Abgeordneten 
bestehen. 2007 kommen noch 
18 Abgeordnete aus Bulgarien 
und 36 Abgeordnete aus Ru-
mänien dazu.

Wie setzt sich das 
Parlament zusammen?

Im Europa-Parlament sitzt 
man nicht nach Ländern, son-
dern nach Fraktionen zusam-
men. Insgesamt gibt es sieben 

Fraktionen und die Gruppe 
der Fraktionslosen im Euro-
pa-Parlament. So sitzt z.B. die 
CDU/CSU mit der Forza Italia 
von Berlusconi in einer Frakti-
on. Die grüne Fraktion besteht 
zur Zeit aus 44 Mitgliedern, 
von denen vier aus Deutsch-
land kommen.

Wer wählt wen?
Es wird in den einzelnen 

Ländern gewählt, d.h. Deut-
sche wählen die Abgeordne-
ten der deutschen Listen. In 
Deutschland gibt es bundes-
weite Listen, außer bei der 
CDU/CSU, die Landeslisten 
haben, da die CSU nur in Bay-
ern antritt. Jede/r EU-Bürger/
in hat eine Stimme, mit der 
er/sie eine Liste wählt. EU-
Ausländer/innen mit Wohnsitz 
in Deutschland können sich 
bis zum 23.5.2004 entscheiden, 
ob sie in Deutschland oder in 
ihrem Herkunftsland wählen 
wollen. Wenn sie bei der letz-

ten EU-Wahl noch nicht in 
Deutschland wohnten, müssen 
sie sich bei den Gemeinden in 
Wahllisten eintragen lassen.

Was macht das Europa-
Parlament?

Das Europäische Parlament 
besitzt – so wie jedes nationa-
le Parlament – drei zentrale Be-
fugnisse. Es erlässt zusammen 
mit dem EU-Ministerrat die 
Gesetze (Gesetzgebungsbefug-
nis), bestätigt den von den Mit-
gliedsstaaten vorgeschlagenen 
Kommissionspräsident (Kon-
trollbefugnis) und beschließt 
den Etat der EU (Haushalts-
befugnis).

Bei der Gesetzgebung wird 
unterschieden zwischen EU-
Verordnungen, die direkt 
von den Mitgliedsstaaten um-
gesetzt werden müssen, und 
EU-Richtlinien, die ebenfalls 
verbindlich sind, aber jedem 
Land Mittel zur Umsetzung of-
fen lassen.

Im Jahr 2004 wird für die Eu-
ropäische Union Geschichte 
geschrieben. Am 1. Mai feiern 
wir die Wiedervereinigung Eu-
ropas. Am 13. Juni und in den 
Tagen davor wird in 25 euro-
päischen Ländern zum sechsten 
Mal das Europäische Parlament 
gewählt. Wenige Tage danach 
wird ein neuer Kommissions-
präsident ernannt und im No-
vember eine neue und größere 
Kommission mit 25 Kommis-
saren eingesetzt. Auch eine Eu-
ropäische Verfassung könnte 
noch in diesem Jahr Wirklich-
keit werden. Das vereinte Eur-
opa ist das Friedensprojekt und 
die Garantie für Stabilität.

Schon die Vorbereitung auf 
die Erweiterung hat in den Bei-
trittsstaaten in hohem Maße zu 
Demokratisierung und wirt-
schaftlichem Aufschwung bei-
getragen. Gleichzeitig wurden 
in hohem Tempo die Umwelt- 
und Sozialnormen der Europä-
ischen Union in den östlichen 
Nachbarstaaten eingeführt. 
Vor allem deshalb gibt es für 

mich keine Alternative zur Er-
weiterung der EU. Gerade in 
den Grenzregionen ist es wich-
tig, dass auf beiden Seiten die 
gleichen Normen für Umwelt-
schutz und die gleichen sozia-
len Rahmenbedingungen gel-
ten, um Abwanderungen von 
Betrieben vorzubeugen.

Osterweiterung ist ohne 
Alternative

In den Grenzregionen be-
fürchten viele BürgerInnen, 
dass die Erweiterung eine Flut 
von billigen Arbeitskräften 
bringen wird. Aus meiner Sicht 
ist diese Sorge unberechtigt. Ei-
nerseits gelten für Pendler und 
Arbeitssuchende während der 
maximal siebenjährigen Über-
gangsfrist bei der Freizügigkeit 
die jetzigen Regeln. Sie legen 
feste Kontingente für Werk-
verträge und Saisonarbeiter 
fest. Andererseits belegen Stu-
dien, dass sich die Migrations-
bewegung von Ost nach West 
auch ohne die Freizügigkeitsbe-
schränkung in überschaubaren 

Grenzen halten wird.
Die Schonfrist für die Grenz-

regionen darf jedoch kein Ru-
hekissen sein. Das bestehende 
Prinzip „gleicher Lohn für glei-
che Arbeit am gleichen Platz“ 
muss endlich wirkungsvoll 
durchgesetzt werden. Gleichzei-
tig ist die Europäische Union in 
Zusammenarbeit mit den Mit-
gliedstaaten aufgefordert, die 
Zeit zu nutzen, um für gemein-
same Sozialnormen feste Rah-
menbedingungen zu setzen. In 
Ost und West müssen neue Ar-
beitsplätze geschaffen werden, 
um ein hohes Beschäftigungsni-
veau zu garantieren. Soziale Ge-
rechtigkeit muss zu einem Pro-
jekt werden, das nationale und 
gesellschaftliche Grenzen über-
windet. Genau an dieser Stel-
le will ich mich in den nächs-
ten Jahren im Europäischen 
Parlament engagieren. Bereits 
in dieser Legislaturperiode war 
es mir wichtig, dass Sozial- und 
Beschäftigungsfragen – lange 
von der Kommission wenig be-
achtet – in den neuen EU-Län-

dern stärker in den Blickpunkt 
rücken. 

Soziale Ausgrenzung auch 
im Westen überwinden

Als Mitglied im Auswärtigen 
Ausschuss war ich mit den Dos-
siers zu den Erweiterungsfra-
gen befasst. Viele Besuche führ-
ten mich in die neuen EU-Län-
der. Ich kenne ihre Schwächen 
und ihre Stärken und bin des-
halb überzeugt, dass eine so-
lidarische und gerechte Ge-
meinschaft Wirklichkeit wer-
den kann. Voraussetzung ist, 
dass die Europäische Union die 
Solidarität zwischen Arm und 
Reich nicht den Sparzwängen 
für einen harten Euro opfert. 
Wir wissen, dass soziale Aus-
grenzung nicht nur im Osten zu 
finden ist, sondern dass es auch 
in Westdeutschland Stadttei-
le gibt, in denen die Menschen 
nicht mehr am Wohlstand teil-
haben. Nicht nur im Osten, 
auch im Westen sind die länd-
lichen Räume massiv von Ab-
wanderung bedroht. Solidari-
tät muss zum größten Integrati-
onsmotor der kommenden Jah-
re werden. Es ist wichtig, dass 

wir die Chancen entdecken, die 
in der Erweiterung stecken und 
nicht vor Angst den Kopf in 
den Sand stecken.

Förderung für beide Seiten
Die Grenzregionen haben da-

bei Vorbildcharakter. Die vor-
handenen Kontakte und Erfah-
rungen in der Region sind für 
den Erfolg dieser Zusammen-
arbeit eine wichtige Grundlage. 
Ich möchte mich in der nächs-
ten Legislaturperiode dafür ein-
setzen, dass für die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit 
Steine aus dem Weg geräumt 
werden, dass die Akteure vor 
Ort bei den regionalen Ent-
wicklungskonzepten und den 
Investitionsvorhaben frühzei-
tig mitreden können. Das Geld, 
das in diese Region fließt, muss 
nachhaltig eingesetzt werden 
und beiden Seiten zugute kom-
men. Innovative Wirtschafts-
konzepte, erneuerbare Energi-
en, Vollbeschäftigung, ökologi-
sche Landwirtschaft und euro-
päisch orientierte Ausbildungs-
konzepte müssen im Vorder-
grund stehen. So könnten wirt-
schaftliche Unterschiede zügig 
abgebaut werden. Allerdings 

darf nicht zugelassen werden, 
dass die eine Seite durch höhe-
re Förderversprechen Betriebe 
von der anderen Seite abwirbt. 
Mit der neuen Verordnung 
für die europäischen Struktur-
fonds, an der wir jetzt im Re-
gionalausschuss arbeiten, will 
ich dafür sorgen, dass das zu ei-
ner festen Regel bei der Verga-
be der Mittel wird. Die regiona-
le Unterstützung durch die EU 
soll zu einer Win-Win-Situation 
für alle Regionen werden.

E i n e  B i l a n z  
v o n  M d E P  E l i s a b e t h  S c h r o e d t e r

EU-Osterweiterung: Solidarisch und grün

Elisabeth Schroedter, 45 Jahre, 
lebt mit ihrem Mann und 
drei Söhnen in der Nähe von 
Potsdam. Sie ist Pädagogin und 
Umweltberaterin, war gleich 
nach der Wende im Neuen Forum 
und dann bei den Grünen aktiv. 
Seit 1994 ist sie Mitglied im 
Europäischen Parlament und 
kandidiert für B90/Grüne auf 
Platz 11 der deutschen Liste.

Die Wahlbeteiligung ist bei 
den Europawahlen niedriger als 
bei anderen Wahlen. „Europa 
ist zu weit weg“, „Was hat Brüs-
sel mit Bamberg zu tun?“, „Die 
entscheiden eh nix“, „Wir wol-
len keinen europäischen Zentra-
lismus“, sagen viele. Die Euro-
päische Union ist heute aber viel 
mehr als nur ein wirtschaftlicher 
Zusammenschluss.

70 bis 80% aller europäi-

schen Richtlinien betreffen die 
verschiedensten Politikfelder in 
den Landkreisen und Kommu-
nen – vom Abfallrecht bis zur 
Wirtschaftsförderung. Im Au-
genblick geht es z.B. um die 
Richtlinien für die Ausschrei-
bung öffentlicher Aufträge. Bis-
her mussten die Kommunen 
das „wirtschaftlichste“ Angebot 
nehmen. Auf Druck der Grü-
nen-Fraktion können Kommu-

„Europa kann es besser – Du entscheidest“

Kleines Lexikon zur Europa-Wahlnen jetzt auch andere Aspekte 
wie ökologische, soziale, quali-
tative und sicherheitsrelevante 
Kriterien berücksichtigen. Die 
Kennzeichnungspflicht für gen-
veränderte Lebensmittel und 
die Schadensersatzpflicht bei 
Pollenflug aus genmanipulierten 
Feldern, die aufgrund von EU-
Bestimmungen auch in Deutsch-
land umgesetzt werden muss 
und derzeit von der Union blo-

ckiert wird, wären ohne 
die EU-Grünen nicht zu-
stande gekommen.

Auch für den Einfluss 
der Kommunen haben 
sich die Grünen einge-
setzt. Die jetzt zu verab-
schiedende neue euro-
päische Verfassung wird 
die Selbstverwaltung der 
Kommunen stärker her-
vorheben. Damit erhält 
die Europäische Uni-
on endlich eine regionale 
und lokale Dimension.

Die Grünen haben mit 
dem Gründungskongress 
der Europäischen Grü-
nen Partei Ende Februar 
in Rom die europäische 
Einigung als erste politi-
sche Gruppierung auch 
selbst in die Tat umge-
setzt. Sie wollen kein Eu-
ropa der bürokratischen 
Bevormundung, der 
Atomlobby, der Genma-
nipulationen und außen-
politischen Abenteuer, 
sondern treten für ein ge-
rechtes, ökologisches und 
friedliches Europa ein.
Weitere Infos unter:
www.gruene-partei.de
www.greens-efa.org
www.europeangreens.org

Unter diesem Motto treten in allen 25 EU-Staaten die europäischen Grünen bei den Europawahlen am 13. Juni an


